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Wir müssen das Medienrecht reformieren
Die sehr einseitige und fragwürdige Corona-Berichterstattung 

belegt den Handlungsbedarf
(Von Helmut Meer)

Wenn Lügen oft genug wiederholt werden, werden sie im Laufe der 
Zeit zur Wahrheit. Eine solche täglich in unseren Nachrichten 
wiederholte Sünde betrifft den Umgang mit den Coronazahlen. Zur 
Grundausbildung eines Journalisten gehört, dass er Zahlen nie ohne 
sinnvollen Bezug meldet. Er muss immer auch Vergleiche, Bezüge 
und Verhältnismäßigkeiten liefern, damit der Zuschauer/Hörer/ Leser 
die Information einordnen kann. Diese Verpflichtung wird 
routinemäßig verletzt. Warum? Inzwischen sind die Grenzen 
zwischen Information, PR und Werbung nicht mehr erkennbar.

Es gilt allgemein als gegeben, dass die US-Amerikaner unsere Freunde 
sind, während Russland und Putin das Böse verkörpern. Diese 
Erkenntnisse werden uns von den Medien seit vielen Jahren 
eingehämmert. Ich für meinen Teil finde die TV-Berichte, auch die 
Nachrichtensendungen sehr einseitig. Nehmen wir das Beispiel Alexey 
Navalny, den Russen. Ich stütze die folgenden Aussagen auf  die 
beiden Experten Volker Bräutigam & Friedhelm Klinkhammer. 
Bräutigam war Journalist und Nachrichtensprecher beim NDR, Dr. 
Klinkhammer war dort Personalratsvorsitzender.

Die beiden sind in Rente und betreiben nun als Hobby Nachrichten 
gucken, dabei betreiben sie die
„Ständige Publikumskonferenz“ der öff.-recht. Medien, Link: 
www.publikumskonferenz.de. Die beiden sind seit Jahren sehr fleißig, 
sie haben inzwischen 9026 Beiträge geliefert und dabei 2581 Themen 
behandelt. Kürzlich haben sie das Thema Alexey Navalny aufgegriffen. 
Bräutigam und Klinkhammer haben dem NDR dazu einen Brief 
geschrieben:

Sehr geehrte Damen und Herren,
in Ihrer Sendung Tagesschau am 24.01.2021 zeigten Sie 
einen Beitrag zu den Demonstrationen in Russland und 
verknüpften das Thema reflexartig mit dem Projekt 
Northstream II.

Sie berichteten, dass die USA und die Europäische Union die 
Gewalt von Sicherheits-kräften bei den Demonstrationen in 
Russland verurteilen und die sofortige Freilassung von Herrn 
Nawalny verlangen. Kein Wort dazu, dass Herr Nawalny wegen 
nachweislich mehrfachen Verletzungen seiner 
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Bewährungsauflagen in der Zeit vor und nach seinem 
Krankenhausaufenthalt in Deutschland festgenommen wurde. Hier 
legten Sie wie gewohnt zweierlei Maß an. Bei den ausgewählten 
Bildern von Demonstrationen zeigten Sie natürlich nur die 
Reaktionen der Polizeikräfte, aber nicht das, was den Handlungen 
der Polizeikräfte in der jeweiligen Situation vorausging. Und kein 
Wort zur Einflussnahme über soziale Medien – sowie kein Wort 
zum Fake-Video über „Putins Palast“. Kein Wort zu Aufrufen in den 
sozialen Medien, aggressiv gegen die Sicherheitskräfte 
vorzugehen.

Den Fall Nawallny muss man nun gedanklich beispielhaft mit dem Fall 
Julian Assange vergleichen. Während Assange als Whistleblower die 
Kriegsverbrechen der Amerikaner öffentlich angeprangert hat und von 
unseren Medien nun quasi im Interesse der USA und der NATO 
totgeschwiegen wird, spielt Navalny in Russland eine höchst 
zweifelhafte Rolle. Der Mann war oder ist immer noch ein ultrarechter 
und wegen Korruption vorbestrafter Politaktivist. Er kommt den 
neoliberalen Westmächten als Putin- Gegner sehr gelegen und wird in 
unseren Medien entsprechend hochgejubelt. Das Märchen von Putins 
Schloss auf der Krim wurde unter Mitwirkung von Navalny im 
Schwarzwald von einer US-amerika- nischen Filmfirma gedreht.

Diese krass ungleiche Behandlung der beiden o.g. Figuren als ein 
Fallbeispiel passt überhaupt nicht zum Staatsauftrag unserer 
öffentlich-rechtlichen Medien. Man kommt aus dem Staunen nicht 
heraus, wenn man die real gesendeten Fernseh-Berichte mit dem 
Staatsvertrag vergleicht. Daraus nun ein paar Auszüge:

Der NDR-Staatsvertrag: 
https://  www.ndr.de/der_ndr/unternehmen/staatsvertrag100.pdf  

§ 5 Programmauftrag

(1) Der NDR hat den Rundfunkteilnehmern und 
Rundfunkteilnehmerinnen einen objektiven und umfassenden 
Überblick über das internationale, europäische, nationale und 
länderbezogene Geschehen in allen wesentlichen 
Lebensbereichen zu geben. (…)
§7 Programmgrundsätze
(1)Der NDR ist in seinem Programm an die 
verfassungsmäßige Ordnung gebunden. Er trägt zur 
Verwirklichung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung bei.
(2)Der NDR hat in seinen Programmen die Würde des Menschen zu 
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achten und zu schützen. Er soll dazu beitragen, die Achtung vor 
Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und 
Meinung anderer zu stärken, und sich für die Erhaltung von Natur 
und Umwelteinzusetzen. (…)

§ 8 Programmgestaltung

(1)Der NDR ist in seinem Programm zur Wahrheit verpflichtet. Er 
hat sicherzustellen, dass

1. die bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und 
gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen aus dem Sendegebiet im 
Programm angemessen zu Wort kommen können,

2. das Programm nicht einseitig einer Partei oder Gruppe, 
einer Interessengemeinschaft, einem Bekenntnis oder einer 
Weltanschauung dient und

3. in seiner Berichterstattung die Auffassungen der wesentlich 
betroffenen Personen, Gruppen oder Stellen angemessen und 
fair berücksichtigt werden. Wertende und analysierende 
Einzelbeiträge haben dem Gebot journalistischer Fairness und in 
ihrer Gesamtheit der Vielfalt der Meinungen zu entsprechen. Ziel 
aller Informationssendungen ist es, sachlich und umfassend zu 
unterrichten und damit zur selbständigen Urteilsbildung der 
Bürger und Bürgerinnen beizutragen.

(2) Berichterstattung und Informationssendungen haben den 
anerkannten journalistischen Grundsätzen, auch beim Einsatz 
virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie müssen unabhängig und 
sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach 
den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu 
prüfen. Kommentare sind deutlich von Nachrichten zu trennen 
und unter Nennung des Verfassers oder der Verfasserin als 
solche zu kennzeichnen.

(3) Bei der Verbreitung von repräsentativen Meinungsumfragen 
ist ausdrücklich anzugeben, dass sie repräsentativ sind. (…)

Dieser Staatsvertrag mit dem NDR muss ganz offensichtlich unsere im 
Grundgesetz verankerte Meinungs-freiheit umsetzen, die Zensur ist 
dem NDR verboten. Er muss auch der Opposition Raum und Wort 
geben. Er tut es aber nur notdürftig! Da der NDR ziemlich deutlich 
gegen seine Pflichten aus dem Staatsvertrag verstößt, könnten wir uns 
auch erlauben, unsere Pflicht zur Gebührenzahlung zu 
vernachlässigen. Sollten wir das tun? 64 Prozent der Deutschen 
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würden gerne wie in der Schweiz über die Gebühren für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk abstimmen.

Im Grundgesetz Artikel 5 Abs. 1 steht: „Jeder hat das Recht, seine 
Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unter- 
richten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet 
nicht statt“. Aber für Redaktionsstuben gilt das

Betriebsverfassungsgesetz
§ 118 Geltung für Tendenzbetriebe und 
Religionsgemeinschaften

Der Tendenzschutz
Aus dem Paragraphen 118 wird der Tendenzschutz für den Verleger 
abgeleitet. Der Tendenzschutz in Österreich ist das Medienarbeitsrecht 
eines Verlegers, die politische Meinung seines Mediums (z. B. einer 
Zeitung) festzulegen. Er umfasst das Recht, die inhaltliche Tendenz 
einer Zeitung zu bestimmen, beizubehalten, zu ändern und diese 
Tendenz zu verwirklichen. Der Verleger ist berechtigt, die politische 
Richtung der ihm gehörenden Medien zu bestimmen und seine 
Redakteure und freie Journalisten in einer Betriebsvereinbarung zu 
verpflichten, in einer bestimmten Art und einem bestimmten Stil Texte, 
Bilder und Filme in einer bestimmten politischen Sichtweise zu 
produzieren. Ein Recht von Redakteuren, journalistisch und inhaltlich 
vom Verleger unabhängig zu sein, besteht nicht. Diese so genannte 
innere Pressefreiheit wird trotzdem immer wieder von Journalisten 
gefordert. Diese Tendenzhoheit wird offenbar auch von der Bundes- 
und den Länderregierungen für die öffentlich-rechtlichen Medien in 
Anspruch genommen. Die Regierungen sehen sich in der Rolle des vom 
Volk bevollmächtigten Eigentümers und nehmen somit die 
Tendenzhoheit für sich in Anspruch. In dem Schaubild unten, Medien in 
Deutschland, wird die geballte Macht des Großkapitals sichtbar 
gemacht. (Über den Link
   https://swprs.org/netzwerk-medien-deutschland   kann man die Namen 
lesbar machen.)
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Mitglieder des ZDF-Verwaltungsrats am 26.2.2021
Prof. Dr. Gabriele 
Beibst Bärbel 
Bergerhoff-
Wodopia Malu 
Dreyer
Dr. Reinhard 
Göhner

Vorsitzende

Dr. Markus 
Söder Martin 
Stadelmaier
Prof. Dr. Barbara 
Thomsß Peter 
Heesen

Stanislaw 
Tillich Dr. 
Dietmar 
Woidke
Prof. Dr. 
Birgitta Wolff 
Michael 
Sommer

Die Vorsitzende des ZDF-Verwaltungsrates ist Malu Dreyer. Erster 
Stellvertreter ist Peter Heesen, zweite stellvertretende Vorsitzende 
ist Barbara Thomaß.

Unabhängigkeit der Mitglieder
Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind nicht an Weisungen 
gebunden. Die Mitglieder dürfen weder für ein anderes privates oder 
öffentlich-rechtliches Rundfunkunternehmen noch für eine der Landes- 
medienanstalten tätig sein. Sie dürfen auch keine wirtschaftlichen oder 
sonstigen Interessen vertreten, die der Wahrnehmung ihrer Aufgabe 
im Verwaltungsrat entgegenstehen. Die Verwaltungsratsmitglieder 
arbeiten ehrenamtlich in dem Gremium. Sie erhalten gemäß § 24 ZDF-
Satzung Reisekosten, Sitzungs- gelder und Aufwandsentschädigung 
erstattet. Dabei beläuft sich die Aufwandsentschädigung auf 780 Euro 
monatlich. Die Vorsitzende erhält das Doppelte, die Stellvertreter der 
Vorsitzenden und die Vorsitzenden der Ausschüsse jeweils das 
Eineinhalbfache des Betrages. Das Sitzungsgeld liegt bei 150 Euro je 
Sitzungstag. Alle Zahlungen sind individuell steuerpflichtig.

In 2019 wurden für den ZDF-Verwaltungsrat insgesamt 
Aufwandsentschädigungen in Höhe von 143.575 Euro und Sitzungsgeld 
in Höhe von 23.532 Euro gezahlt. Die beiden Summen addiert und 
durch die 12 Mitglieder dividiert ergibt ein jährliches Nebeneinkommen 
i.H.v. rund 14000 Euro pro Mitglied.

Die innere Pressefreiheit
"Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewähr- leistet." Umstritten ist, inwieweit 
durch diesen Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes auch die 
"innere Pressefreiheit" geschützt ist. Damit ist die Unabhängigkeit der 
journalistisch Arbeitenden von der Unternehmensleitung gemeint. "Der 
Verleger muss den Redakteur im Anstellungsvertrag auf Einhaltung von 
Richtlinien für die grundsätzliche Haltung der Zeitung verpflichten." 
Diese Verpflichtung der Redakteure ist vor dem Hintergrund der heute 
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sehr weit fortgeschrittenen Oligopolisierung der Medien unbedingt zu 
hinterfragen.

Der Gedanke, dass Journalisten in unseren öffentlich-rechtlichen 
Medien weisungsgebunden im Sinne der Bilderberger, der 
Atlantikbrücke oder Trilateralen Kommission arbeiten, weil diese ihre 
Tendenzhoheit als Eigentümer und/oder Lobbyisten über die 
Konzernvorstände und Programm- kommissionen geltend machen, 
ist unerträglich.

Peter Glotz und Wolfgang R. Langenbucher schrieben 1968: „Das 
Grundgesetz der Bundesrepublik garantiert den freien Wettbewerb 
der Ideen und Meinungen, der theoretisch durch das Modell
‚wirtschaftlicher Wettbewerb‘ verwirklicht werden kann, aber 
keineswegs muss. Wer den Wettbewerb der Ideen freigibt, geht dabei 
notwendig von der Fiktion des mündigen Bürgers aus, auch wenn er 
weiß, dass es sich hierbei lediglich um eine Fiktion handelt. Ein 
demokratisches Kommunikationssystem ist nicht zentral gelenkt, 
sondern bedürfnisgesteuert; mit diesem Grundsatz sind Instanzen, die 
über falsche und richtige Bedürfnisse entscheiden wollen, 
unvereinbar.“

DIE BASIS muss den Tendenzschutz reformieren. Wem steht die 
Richtlinienkompetenz zu? Unter Richtlinienkompetenz wird das Recht 
verstanden, über neu auftretende Fragen wie aktuell z.B. den 
Umgang mit der Corona-Pandemie zu entscheiden. Angesichts der 
bestehenden realen Macht- verhältnisse in den Presse- Rundfunk- 
und Fernsehstudios lässt sich eine weitgehende innere Pressefreiheit 
nicht durchsetzen. Eine echte Erfüllung der z.B. im oben zitierten 
Staatsvertrag mit dem NDR geforderten ausgewogenen und 
kritischen Berichterstattung ist nicht ohne eine gesetzliche 
Neuregelung durchsetzbar. Die Gesetzgebungskompetenz für das 
Presserecht liegt allein bei den Bundesländern.
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